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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Unterausschuss billigte die Niederschrift 

über die 29. Sitzung. 

 

Sitzungstermine 

Der Unterausschuss entschied, die für den 

9. September 2020 vorgesehene Sitzung ausfal-

len zu lassen. Ferner kamen die Unteraus-

schussmitglieder überein, die Sitzungen zukünftig 

um 15.30 Uhr beginnen zu lassen.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag zur 

Modernisierung der Medienordnung in 

Deutschland 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/6414 

direkt überwiesen am 11.05.2020 

federführend: AfRuV  

mitberatend: UAMedien 

zuletzt beraten: 29. Sitzung am 20.05.2020 

 

Abschluss der Mitberatung 

RD Dr. Müller-Rüster (GBD) nahm seitens des 

GBD Stellung zu dem vorliegenden Gesetzent-

wurf zum Staatsvertrag zur Modernisierung der 

Medienordnung in Deutschland.  

Der Staatsvertrag diene bekanntlich u. a. dazu, 

die Novellierung der AVMD-Richtlinie in nationa-

les Recht umzusetzen. Diese Umsetzung müsse 

bis zum 19. September 2020 erfolgen. Um diese 

Frist einzuhalten, müsse der Landtag im Septem-

ber-Plenum über den Gesetzentwurf abstimmen. 

Damit dies gelingen könne, müsse der Unteraus-

schuss seine Mitberatung heute abschließen und 

eine Empfehlung an den - federführenden - Aus-

schuss für Rechts- und Verfassungsfragen abge-

geben.  

Der Vertreter des GBD erinnerte daran, dass der 

Landtag dem Staatsvertrag nur in Gänze zustim-

men bzw. ihn in Gänze ablehnen könne und kei-

ne Änderungen vornehmen dürfe. Vor diesem 

Hintergrund habe der GBD von der Erarbeitung 

einer Vorlage abgesehen. Er habe den sehr um-

fangreichen Gesetzentwurf, der viele Neuerungen 

gegenüber der bisherigen Rechtslage enthalte, 

allerdings auf eindeutige Unvereinbarkeiten mit 

höherrangigem Recht geprüft.  

Bei dieser Prüfung sei aufgefallen, dass der 

Staatsvertrag die Vorgaben des Artikels 7 der 

AVMD-Richtlinie zur Barrierefreiheit nicht voll-

ständig umsetze. Darin sei ein Verstoß gegen das 

EU-Recht zu sehen. Der Staatsvertrag enthalte 

zwar einzelne Bestimmungen zur Barrierefreiheit, 

es fehlten aber insbesondere Regelungen zur 

Einrichtung einer zentralen Online-Anlaufstelle für 

Menschen mit Behinderungen und zur barriere-

freien Bereitstellung von Notfallinformationen im 

Netz. Dass dies eine unvollständige Umsetzung 

sei, habe die EU-Kommission in ihrer Bemerkung 

im Rahmen des Notifizierungsverfahrens bereits 

moniert. Laut der Stellungnahme der Staatskanz-

lei im Rahmen der Einbringung des Gesetzent-

wurfs arbeiteten die Länder bereits an einer ge-

setzlichen Nachbesserung, diese würde jedoch in 

jedem Fall erst nach Ablauf der Umsetzungsfrist 

vorliegen.  

Sollte der Landtag den Staatsvertrag aus diesem 

Grunde nicht annehmen wollen, würde dies je-

doch nur dazu führen, dass die AVMD-Richtlinie 

gar nicht umgesetzt und der Verstoß gegen das 

EU-Recht verschärft werden würde.  

Zudem weiche der Staatsvertrag in einem weite-

ren Punkt, der aus dem geltenden Rundfunk-

staatsvertrag übernommen worden sei, vom EU-

Recht ab. Dabei gehe es um das sogenannte 

Medienprivileg bei der Datenvereinbarung zu 

journalistischen Zwecken im Bereich der Tele-

medien. Konkret betreffe dies § 23 Abs. 1 Satz 6 

des Medienstaatsvertrages:  

„Kapitel VIII der Verordnung (EU) 2016/679 

findet keine Anwendung, soweit Unternehmen, 

Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Pres-

se der Selbstregulierung durch den Presseko-

dex und der Beschwerdeordnung des Deut-

schen Presserates unterliegen.“ 

Die genannten Unternehmen sollten im Bereich 

der Telemedien also wie bisher der Selbstregulie-

rung durch den Presserat unterliegen und nicht 

den Vorschriften des VIII. Kapitels der Daten-

schutz-Grundverordnung (DS-GVO), in dem 

Rechtsbehelfe, Haftung und Schadensersatz ge-

regelt seien, unterworfen sein.  

Die DS-GVO sehe zwar durchaus vor, dass die 

Länder Abweichungen regeln könnten, sofern es 

um das Aufrechterhalten des Medienprivilegs ge-

he. Aber in Artikel 85 Abs. 2 DS-GVO, der die 

Kapitel aufführe, in denen von den Vorgaben der 

DS-GVO abgewichen werden könne, werde Kapi-

tel VIII nicht genannt. Insofern verstoße diese 

Regelung des Medienstaatsvertrages aus Sicht 

des GBD gegen die DS-GVO und könne in der 

Folge aufgrund des Anwendungsvorrangs des 

EU-Rechts unanwendbar sein.  

Dies habe der GBD dem Unterausschuss bereits 

im Rahmen der Beratung über den 21. Rundfunk-

änderungsstaatsvertrag erläutert (4. Sitzung am 

14. März 2018). Damals habe der Unteraus-
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schuss beschlossen, die Regelung gleichwohl 

anzunehmen, da andernfalls die DS-GVO unver-

ändert für den Telemedienbereich anzuwenden 

gewesen wäre. Seinerzeit habe der GBD darauf 

hingewiesen, dass nur schwer vorherzusehen sei, 

wie die EU-Kommission dies rechtlich bewerten 

würde. Nach Kenntnis des GBD sei die jetzt gel-

tende Regelung bisher jedoch nicht beanstandet 

worden. Auch in den schriftlichen Bemerkungen, 

die die EU-Kommission im Rahmen des Notifizie-

rungsverfahrens zum aktuellen Medienstaatsver-

trag verfasst habe, habe sie sich nicht dazu ge-

äußert. Insofern habe der GBD keine Hinweise 

darauf, dass die Kommission diese Abweichung 

von der DS-GVO kritisch sehe. Auch in der Litera-

tur gebe es mittlerweile einzelne Stimmen, die ei-

ne solche Abweichung als zulässig erachteten.  

Sollte der Landtag den Medienstaatsvertrag mit 

Blick auf die Abweichung von der DS-GVO nicht 

zustimmen, würde der Rundfunkstaatsvertrag 

weiterhin gelten. Da dieser die zitierte Regelung 

jedoch bereits vorsehe, führe eine Ablehnung zu 

keiner rechtlichen Verbesserung.  

Abgesehen von diesen beiden Punkten enthalte 

der vorliegende Medienstaatsvertrag aus Sicht 

des GBD keine weiteren eindeutigen Unverein-

barkeiten mit höherrangigem Recht.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) erkundigte sich, in 

welchem Rechtsverhältnis der Medienstaatsver-

trag und das Telemediengesetz (TMG) zueinan-

der stünden.  

RD Dr. Müller-Rüster (GBD) antwortete, die 

Kompetenzen seien so verteilt, dass die Länder 

den Bereich der Telemedien regelten, der in Zu-

sammenhang mit dem Rundfunkrecht zu sehen 

sei, also z. B. Fragen der Meinungsvielfalt betref-

fe, während das TMG des Bundes eher die wirt-

schaftliche Seite des Telemedienbereichs zum 

Inhalt habe. Dabei gebe es durchaus Querverbin-

dungen, beispielsweise bei der Frage, wo ein Te-

lemedienanbieter niedergelassen sei. Dies werde 

auch durch das TMG geregelt, und darauf nehme 

der Medienstaatsvertrag mit Blick auf seinen An-

wendungsbereich Bezug.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) merkte an, dass 

im Medienstaatsvertrag von Telemedien, Medien-

intermediären, Medienplattformen und Video-

Sharing-Diensten die Rede sei. Er fragte, warum 

diese Kategorien gebildet worden und wie diese 

jeweils definiert seien sowie welche Anbieter wel-

chen Kategorien zuzuordnen seien.  

MRʼin Höhl (Stk) erläuterte, der Begriff Tele-

medien sei der Oberbegriff, der die Unterkatego-

rien Medienplattformen, Video-Sharing-Dienste 

und Medienintermediäre umfasse.  

Medienplattformen beispielsweise bündelten An-

gebote und machten selbst welche. MagentaTV 

sei z. B. unter diesen Begriff zu fassen.  

Medienintermediäre dagegen präsentierten frem-

de Inhalte und hielten kein eigenes Angebot vor. 

Ein Beispiel sei die Suchmaschine Google, die 

nach einem bestimmten Algorithmus ein Ergebnis 

aus verschiedenen Angeboten anzeige.  

Ein Video-Sharing-Dienst sei ein Medieninterme-

diär mit der Besonderheit, dass dort in erster Linie 

audiovisuelle Angebote verbreitet würden. Ein 

klassisches Beispiel sei YouTube.  

Letztere Kategorie sei jedoch weniger trennscharf 

und eine Art Mischform von Medienintermediär 

und Medienplattform. Dennoch seien alle drei Un-

terkategorien im Medienstaatsvertrag enthalten. 

Der Grund sei, dass alle Begriffe in der AVMD-

Richtlinie verwandt würden und jeweils mit be-

stimmten Anforderungen verbunden seien, die im 

nationalen Recht umzusetzen seien.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) warf die Frage 

auf, inwiefern die Regelungen des Parteiengeset-

zes insbesondere für Wahlwerbung auch für Te-

lemedien bzw. Medienintermediäre, Medienplatt-

formen und Video-Sharing-Dienste gälten.  

Das Parteiengesetz schreibe z. B. vor, dass Par-

teien keine Spenden aus dem Ausland annehmen 

dürften. Über Medienplattformen oder Medienin-

termediäre sei es jedoch möglich, aus dem Aus-

land heraus Wahlwerbung zu beauftragen und 

somit Einfluss auf Wahlen im Inland zu nehmen. 

Dies sei praktisch eine Finanzierung deutscher 

Wahlkämpfe mit Geld aus dem Ausland und ge-

mäß Parteiengesetz verboten. Mit Blick auf viele 

Wahlkämpfe in den vergangenen Jahren sei fest-

zustellen, dass diese Form der Einflussnahme in 

verschiedenen Ländern massiv genutzt worden 

sei. Ein Beispiel sei die Abstimmung zum Brexit, 

aber auch andere Wahlen könnten durchaus als 

Anschauungsobjekt dienen.  

In Deutschland schränke nicht nur das Parteien-

gesetz Werbemöglichkeiten ein. Auch das Pres-

serecht beinhalte eine sehr stringente Werbere-

gulierung, das Rundfunkrecht sehe sogar eine 

noch stärkere Regulierung vor. Plattformen wie 
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Facebook dagegen seien praktisch gar nicht re-

guliert.  

Die Frage sei, ob man weiterhin nur Werbung in 

Rundfunk und Presse reguliere und darauf ver-

zichte, die Werbung auf Plattformen zu regulie-

ren, obwohl diese massiv für Werbezwecke ge-

nützt würden.  

Wahlwerbung spiele an dieser Stelle eine beson-

dere Rolle. Seiner Meinung nach, so der Abge-

ordnete, bräuchte man insbesondere in diesem 

Bereich ein Instrument, um festzustellen, ob und 

in welchem Umfang Werbegeld fließe. In einem 

zweiten Schritt müsse man dann überlegen, wie 

an dieser Stelle regulierend eingegriffen werden 

könne. Den Status quo beizubehalten, sei aus 

seiner Sicht problematisch.  

MRʼin Höhl (Stk) führte aus, dass die Werbebe-

stimmungen des Rundfunkstaatsvertrages 1 : 1 in 

den Medienstaatsvertrag übernommen worden 

seien. Zum Teil seien die Werbegrundsätze für 

den Rundfunk für neue Formen wie Medienplatt-

formen und Medienintermediäre für anwendbar 

erklärt worden; z. B. seien bestimmte Werbeauf-

lagen für Video-Sharing-Dienste übernommen 

worden. Das Thema sei insofern nicht komplett 

ausgeklammert worden. Aber konkret Wahlwer-

bung sei nicht Gegenstand der länderübergrei-

fenden Verhandlungen gewesen.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) bat die Landesre-

gierung, die Frage, wie man künftig sicherstellen 

könne, dass das Parteiengesetz an dieser Stelle 

nicht unterlaufen werde, in die Verhandlungen für 

weitere Staatsverträge mitzunehmen.  

MRʼin Höhl (Stk) sicherte dies zu und erläuterte, 

Medienplattformen und Medienintermediäre wür-

den ohnehin in Kürze wieder eine Rolle in den 

Länderverhandlungen spielen, da die EU-

Kommission den sogenannten Digital Services 

Act vorbereite, der in diesem Bereich regulierend 

eingreifen werde.  

Die vom Abg. Wenzel geäußerte Sorge sei nicht 

ganz unberechtigt, da bei den Telemedien das 

Herkunftslandprinzip gelte. Dies sehe die EU in 

der E-Commerce-Richtlinie so vor. Entsprechend 

gälten die Vorschriften des Herkunftslandes und 

nicht die der BRD. Im Zweifel könne also ein An-

bieter aus Irland Wahlwerbung in Deutschland 

ausstrahlen, ohne das deutsche Parteiengesetz 

beachten zu müssen.  

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) bekräftigte, dass 

das vom Abg. Wenzel angesprochene Thema 

sehr wichtig sei und man sich diesem im Medien-

recht dringend widmen müsse.  

Weiter erklärte der Abgeordnete, dass die Frakti-

on der FDP es gern gesehen hätte, wenn die 

Vorgaben bezüglich der Barrierefreiheit in dem 

vorliegenden Medienstaatsvertrag bereits voll-

ständig umgesetzt worden wären. Er gehe jedoch 

fest davon aus, dass in diesem Punkt, wie ange-

kündigt, zeitnah nachgebessert werde. Die Ab-

weichung von der DS-GVO halte er vor dem Hin-

tergrund, dass die EU-Kommission dies bislang 

nicht kritisiert habe, für zunächst vertretbar.  

Insofern werde die FDP-Fraktion dem Gesetz-

entwurf zustimmen.  

Abschließend wies RD Dr. Müller-Rüster (GBD) 

den Unterausschuss darauf hin, dass der Entwurf 

des Zustimmungsgesetzes in Artikel 1 Abs. 3 

Satz 2 vorsehe, dass, sofern der Staatsvertrag 

gegenstandlos werde, weil ihn nicht alle Länder-

parlamente rechtzeitig ratifiziert hätten, dies bis 

zum 31. Dezember 2020 im Niedersächsischen 

Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht 

werden solle. Gegenstandlos würde der Staats-

vertrag nach seinem Artikel 9 jedoch gegebenen-

falls auch erst am 31. Dezember 2020. Gemäß 

dem Entwurf liefen die Fristen also zum gleichen 

Zeitpunkt ab, und es wäre der Staatskanzlei nicht 

möglich, ihrer Bekanntmachungspflicht fristge-

recht nachzukommen. Der GBD empfehle, das 

Datum „31. Dezember 2020“ durch das Datum 

„31. Januar 2021“ zu ersetzen und so das Prob-

lem zu lösen.  

Der Unterausschuss zeigte sich mit diesem Vor-

schlag einverstanden.  

 

Beschluss 

Gegenüber dem - federführenden - Ausschuss für 

Rechts- und Verfassungsfragen votierte der Un-

terausschuss dafür, dem Landtag die Annahme 

des Gesetzentwurfs mit der vom GBD vorge-

schlagenen Änderung zu empfehlen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP, GRÜNE 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  AfD 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Gesetzes zum Ersten Medien-

änderungsstaatsvertrag 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/6914 

direkt überwiesen am 01.07.2020 

federführend: AfRuV  

mitberatend: UAMedien  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:  

AfHuF 

 

Einbringung durch die Landesregierung 

MR Rohrbach (Stk) brachte den Gesetzentwurf 

der Landesregierung ein und führte im Wesentli-

chen wie folgt aus:  

In dem vorliegenden Änderungsstaatsvertrag 

geht es in erster Linie um die Erhöhung des 

Rundfunkbeitrages um 86 Cent auf 18,36 Euro ab 

dem 1. Januar 2021. Die Länder würden damit 

der Empfehlung der Kommission zur Ermittlung 

des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) 

nachkommen, die diese Beitragsanhebung in ih-

rem 22. Bericht nahegelegt hatte. Das Ziel hierbei 

ist die bedarfsgerechte Finanzierung der Rund-

funkanstalten.  

Im Kontext der Diskussion um die Erhöhung des 

Rundfunkbeitrages kam u. a. die Frage auf, ob 

vor dem Hintergrund, dass die wirtschaftliche Si-

tuation von Privatpersonen und Betrieben derzeit 

schwierig sei, von der Empfehlung der KEF ab-

gewichen werden dürfe. Die Abweichungsbefug-

nis nach § 7 Abs. 2 Satz 2 des Rundfunkfinanzie-

rungsstaatsvertrages insbesondere unter dem 

Gesichtspunkt der angemessenen Belastung der 

Beitragszahlerinnen und -zahler sowie der Siche-

rung ihres Informationszugangs ermächtigt den 

Gesetzgeber zur abwägenden Berücksichtigung 

gerade auch der wirtschaftlichen Interessen der 

Beitragszahlerinnen und -zahler. Außerhalb des 

Rundfunks liegende Faktoren wie die allgemeine 

Wirtschaftslage, die Einkommensentwicklung  

oder sonstige Abgabenbelastungen der Bürgerin-

nen und Bürger darf der Beitragsgesetzgeber im 

Rahmen der Abweichungsbefugnis berücksichti-

gen, soweit sie sich auf die finanzielle Belastung 

der Beitragszahlerinnen und -zahler auswirken 

oder deren Zugang zur Information durch Rund-

funk gefährden. Dazu gibt es einschlägige Urteile 

des Bundesverfassungsgerichtes.  

Zwar gibt es in der aktuellen Situation - Stichwort 

„COVID-19“ - eine höhere Anzahl an wirtschaftlich 

beeinträchtigten Personen und Betrieben, diese 

werden aber durch staatliche Fördermaßnahmen 

unterstützt. Im Bereich des Rundfunkbeitrages 

kann zudem auf die bewährten Instrumente der 

Befreiung z. B. bei Bezug von ALG II oder bei vo-

rübergehenden Betriebsschließungen zurückge-

griffen werden.  

Die zu erwartende Zunahme der Befreiungen 

aufgrund der aktuellen Pandemiesituation schmä-

lert unvorhergesehen die Erträge der Rundfunk-

anstalten. Dies ist bereits absehbar. In welcher 

Größenordnung dies letztlich geschehen wird, 

lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt allerdings noch 

nicht prognostizieren.  

Dies konnte die KEF in ihrem 22. Bericht, der im 

Februar 2020 erschienen ist, allerdings noch nicht 

berücksichtigen. Würde der Bedarf jetzt festge-

stellt, fiele die Anpassungsempfehlung voraus-

sichtlich höher aus, da die daraus resultierenden 

Mindereinnahmen zu kompensieren wären.  

Vor zwei Jahren hatte die KEF empfohlen, den 

Rundfunkbeitrag von 17,50 Euro auf 17,20 Euro 

zu senken. Die Länder haben damals jedoch da-

von abgesehen. So war es den Rundfunkanstal-

ten möglich, Rücklagen zu bilden. Ohne diese 

hätte die jetzige Erhöhung des Rundfunkbeitra-

ges entsprechend höher ausfallen müssen.  

Auf Empfehlung der KEF werden im vorliegenden 

Änderungsstaatsvertrag zudem die Anteile an 

dem Aufkommen aus den Beitragseinnahmen 

zwischen ARD, ZDF und Deutschlandradio leicht 

zugunsten von ZDF und Deutschlandradio neu 

festgesetzt. Zur Sicherung von Radio Bremen und 

des Saarländischen Rundfunks - das sind die 

beiden kleinsten ARD-Landesrundfunkanstalten - 

wird die ARD-interne Finanzausgleichsmasse in 

zwei Schritten zu deren Gunsten erhöht - ab Ja-

nuar 2021 auf 1,7 % und ab dem 1. Januar 2023 

auf dann 1,8 %.  

Die vom Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 

berührten öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-

ten sowie die KEF sind im Dezember 2019 und im 

Januar 2020 auf der Ebene der Länder gemein-

sam förmlich angehört worden. Von einer Beteili-

gung der niedersächsischen Ministerien ist abge-

sehen worden, da sie von dem Vorhaben nicht 

gesondert betroffen sind.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06914.pdf


Seite 10 Unterausschuss „Medien“ - 31. Sitzung am 2. September 2020 (öffentlich) 18. WP 

Das Inkrafttreten des Ersten Medienänderungs-

staatsvertrags ist zum 1. Januar vorgesehen, also 

zu dem Datum, zu dem auch die entsprechende 

Anpassung des Rundfunkbeitrages erfolgen soll.  

Ob die Zustimmung zu diesem Medienände-

rungsstaatsvertrag seitens der Länderparlamente 

von Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen er-

folgt, ist höchst fragwürdig. Weiter ist festzustel-

len, dass dieser Erste Medienänderungsstaats-

vertrag gegenstandslos ist, wenn nicht alle Ratifi-

kationsurkunden bis zum 31. Dezember 2020 hin-

terlegt worden sind. In einem solchen Fall würden 

die vorgesehenen Änderungen nicht in Kraft tre-

ten und die bisherige Höhe des Rundfunkbeitra-

ges sowie die bisherigen Verteilschlüssel würden 

beibehalten werden. Hier sind die Verteilschlüssel 

des internen ARD-Finanzausgleichs sowie der 

Verteilschlüssel zwischen ARD, Deutschlandradio 

und ZDF gemeint. Die Rundfunkanstalten könn-

ten in diesem Fall ihr Recht beim Bundesverfas-

sungsgericht einklagen.  

 

Verfahrensfragen 

Die Unterausschussmitglieder kamen überein, 

eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf durchzu-

führen sowie schriftliche Stellungnahmen dazu 

einzuholen. In jedem Fall sollten Vertreter des öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunks Gelegenheit erhal-

ten, im Ausschuss vorzutragen. 

Die Unterausschussmitglieder einigten sich da-

rauf, dass die Fraktionen der SPD und der CDU 

je zwei Anzuhörende vorschlagen und die Frakti-

onen der Grünen, der FDP und der AfD je einen. 

Die Fraktionen wurden gebeten, bis zum 

9. September 2020 zu benennen, welche Interes-

senvertreter und Institutionen angehört und wel-

che um eine schriftliche Stellungnahme gebeten 

werden sollen.  

Der Unterausschuss strebt eine Verabschiedung 

des Gesetzentwurfs im November-Plenum an. 

*** 




